
Gerhard Stuby 

Wie verbindlich sind die Empfehlungen des 
ILO-Untersuchungsausschusses? 

Einleitung 

Die Bundesrepublik befindet sich in feiner, wenn auch nicht eben guter 
Gesellschaft, wenn sie nach Möglichkeiten sucht, den Maschen der 
Empfehlungen des ILO-Untersuchungsausschusses zu entschlüpfen. 
Der große Bruder jenseits des Ozeans tat es ebenso. Als die USA im 
Juni vergangenen Jahres vor dem Internationalen Gerichtshof (IGH) 
im Streit Nicaragua/USA unterlagen -sie wurden der Aggression be­
zichtigt und zu Schadenersatz verpflichtet 1 -machten sie weiter, als sei 
nichts gewesen. Die so feine, nämlich freiheitlich-demokratische Ge­
sellschaft der Reagan-Administration erinnerte sich plötzlich über­
haupt nicht mehr an ihre im Kontext der obligatorischen internationa­
len Gerichtsbarkeit nach Art. 36 Abs. 2 des IGH-Statuts abgegebenen 
Versprechen. Was gebe ich auf mein dummes Geschwätz von gestern, 
wenn es mir heute nicht mehr paßt- so sagt der Volksmund, wenn er 
zum Ausdruck bringen will, daß Wortbrüchigkeit zum guten Ton der 
feinen Gesellschaft gehört. Im Rahmen des ILO-Statuts konnten die 
zuständigen Referenten in den Bonner Ministerien die folgenden Mög­
lichkeiten des Sichherauswindens anbieten: 

Art. 29 Abs. 2 des ILO-Statuts sieht drei Möglichkeiten vor: 1. Mit­
teilung, daß man die in dem Bericht des Ausschusses enthaltenen Emp­
fehlungen annimmt; 2. Mitteilung, daß man diese nicht annimmt, aber 
mit dem Streitfall nicht vor den IGH geht; 3. Mitteilung, daß man 
diese nicht annimmt und den Streitfall dem IGH zu unterbreiten 
wünscht. Letzteres hätte den Vorteil gebracht, erst einmal abwarten zu 
können, was dort herauskommt, und damit zunächst etwas Luft zu 
haben. Aber unter Umständen hätte man dann nach einigen Monaten 
vor dem gleichen Problem gestanden - und diesmal mit einem Spruch 
eines Gremiums, das in der internationalen Öffentlichkeit eine noch 
höhere Autorität genießt als die ILO. Bonn ist eben nicht Chicago 
und atomare Souveränität besitzen wir auch nicht! Insofern kam die 
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zweite Möglichkeit der realen Lage der Bundesrepublik im internatio­
nalen Kontext wohl am nächsten: Vogel-Strauß-Politik, Kopf in den 
Sand, und abwarten, wie sich die weitere Lage in der ILO entwickelt. 
In der Erklärung, welche die Bundesregierung gegenüber der ILO im­
zwischen abgegeben hat, ist zwar nicht eindeutig von Ablehnung die 
Rede, im gesamten Kontext kann sie aber nur dahingehend verstanden 
werden. 

Welche Möglichkeiten gibt es, die Empfehlungen des Ausschusses 
der Geduldigkeit des Papiers zu entziehen? Hierzu im folgenden 
einige kursorische Überlegungen zu zwei Problemkomplexen: Wel­
chen Grad von Verbindlichkeit haben die Empfehlungen für die Bun­
desrepublik, vor allem, wenn sie durch einen Spruch des IGH erhärtet 
werden sollten? Wirken die Empfehlungen unmittelbar auf die Verwal­
tungspraxis und Rechtsprechung- und wie könnte dem nachgeholfen 
werden? 

) I. Internationale Gerichtsbarkeit und Kontrolle durch Be­
richtsverfahren 
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) 
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1. Vorbild: Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

Es vergeht keine UNO-Vollversammlung, in der Außenminister Gen­
scher nicht fordert, endlich für eine wirksame Sicherung der Men­
schenrechte nach der Art des Gerichtsschutzes der Europäischen Men­
schenrechtskonvention (EMRK) von 1951 zu sorgen. Die konkreten 
Institutionen und Organe- nämlich Gerichtshof und Menschenrechts­
kommission - und ihre Verfahrensinstrumente - nämlich Aktivlegiti­
mation, Untersuchungsrechte etc. -sind wichtig, interessieren hier je­
doch weniger. Hingewiesen sei nur auf die Möglichkeiten der Individu­
albeschwerde (Art. 25 EMRK).2 Gemessen an den Anpreisungen im 
UNO-Rahmen, die einem schon beim bloßen Anhören den Mund 
wäßrig werden lassen, sind diese Möglichkeiten denn aber doch nur 
sehr karg und vor allem so sehr durch Kommission und Ministerrat 
gefiltert, daß nicht viel übrigbleibt.3 Interessanter im Zusammenhang 
mit der Frage der Verbindlichkeit sind jedoch die Bestimmungen über 
die Wirkungen der Entscheidungen der genannten Organe. So heißt es 
-bezogen auf die Entscheidungen des Ministerausschusses, der Ietzt-
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lieh über Verletzungen der Konvention zu entscheiden hat, falls die 
Sache nicht zum Gerichtshof gelangt - in Art. 32 Abs. 4 EMRK, daß 
sich »die hohen vertragschließenden Teile verpflichten, jede Entschei­
dung des Ministerausschusses ... [in diesem Zusammenhang] für sich 
als bindend anzuerkennen<<. Hinsichtlich der Entscheidungen des Ge­
richtshofes ist in Art. 53 EMRK normiert, daß >>die hohen vertrag­
schließenden Teile die Verpflichtung übernehmen, sich in allen Fällen, 
an denen sie beteiligt sind, nach den Entscheidungen des Gerichtshofes 
zu richten «.4 

Auf diese Bindungswirkung der Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofes (EuGH) für Menschenrechte für die Bundesrepublik 
hat die Bundesregierung im Verfahren vor dem ILO-Untersuchungs­
ausschuß hingewiesen. Sie meinte, der EuGH für Menschenrechte 
habe ihre Rechtsansicht bestätigt. Das Erfordernis der Verfassungs­
treue im Sinne der höchstrichterlichen Rechtsprechung als Eignungs­
voraussetzung bei Beamten sei nach dieser europäischen Rechtspre­
chung keine Verletzung des Art. 10 EMRK (Meinungsfreiheit). Wenn 
dem so sei, so die Bundesregierung, könne auch die ILO-Konvention 
Nr. 111, hier Art. 1 Abs. 1 (Diskriminierungstatbestand), nicht verletzt 
sein (Ziff. 398 des ILO-Berichts unter II.) . Die Bundesregierung spielt 
hier also die Bindungswirkung der Entscheidungen des EuGH für 
Menschenrechte gegen eine mögliche Empfehlung des ILO-Untersu­
chungsausschusses aus. In seiner Entscheidung geht der Untersu­
chungsausschuß zwar auf die herangezogenen Urteile des EuGH für 
Menschenrechte ein, behandelt aber dieses Argument der Bundesregie­
rung nicht. Er vertritt die Ansicht, daß bei gerrauerer Hinsicht der 
EuGH für Menschenrechte in den von der Bundesregierung herange­
zogenen Fällen gar nicht in der Sache selbst entschieden habe. Insofern . 
seien die angezogenen Entscheidungen für die Entscheidungsfindung 
des Untersuchungsausschusses belanglos (Ziff. 524-526 des ILO-Be­
richts). 

Dennoch hat die Bundesregierung ihr Argument wiederholt. Außer­
dem lehnt sie eine mit dem EuGH für Menschenrechte vergleichbare 
Bindungswirkung der Entscheidungen der ILO-Kontrollorgane ab. 
Gibt es für diese Rechtsansicht stichhaltige Argumente? Auf diese 
Frage wird zurückzukommen sein. 
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2. Das Berichtsverfahren im Rahmen der UNO-Menschenrechtspakte 
als Gegentyp 

Zunächst seien jedoch einige Informationen zu anderen Kontrollver­
fahren materieller Menschenrechtsbestimmungen im internationalen 
Kontext vorausgeschickt, um das im ILO-Statut vorgesehene Kontroll­
verfahren insbesondere hinsichtlich seiner eventuellen minderen Bin­
dungswirkungeinschätzen zu können. 

Die beiden UNO-Menschenrechtspakte von 1966 sehen ein interna­
tionales Kontrollverfahr~n vor, das im wesentlichen ein Berichtsverfah­
ren darstellt. Auch hier sollen weniger die Organe- wie z. B. der Men­
schenrechtsausschuß nach Art. 40 des Internationalen Paktes über bür­
gerliche und politische Rechte - und dessen Kompetenzen interessie­
ren5 als die Frage der Umsetzung ihrer Entscheidungen. Unter gewis­
sen Kautelen sind Möglichkeiten sowohl für die Staatenbeschwerde als 
auch die Individualbeschwerde, ähnlich wie in der EMRK, vorgese­
hen . Bestimmungen üher die Bindungswirkung, die mit der der 
EMRK verglichen werden könnten, wird man aber vergebens suchen. 
Über die Berechtigung der Klagen sowohl über den Mangel an Unter­
suchungskompetenzen der Kontrollgremien als auch über die Bin­
dungswirkung und Umsetzungsmöglichkeiten der Entscheidungen in 
die innere Staatenpraxis soll hier nicht diskutiert werden. Nur der Hin­
weis sei erlaubt, daß die Klagen hauptsächlich aus den westlichen Län­
dern, allen voran den USA und der Bundesrepublik, kommen. Den­
noch wird man als Zwischenergebnis festhalten können: die Weige­
rung eines betroffenen Staates , den Konventionsnormen entsprechend 
den möglichen Empfehlungen in den Berichten nachzukommen, muß 
einen hohen Grad an Hartnäckigkeit entwickeln, bevor sie als Verlet­
zung einer völkerrechtlichen Verpflichtung eingestuft werden kann. 

3. Obligatorische Gerichtsbarkeit im Rahmen des IGH 

Die in Art. 36 Abs. 2 IGH-Statut vorgesehene obligatorische Gerichts­
barkeit enthält am stärksten Momente, die einer idealen Bindungswir­
kung nach dem Vorbild innerstaatlicher Gerichtsurteile mit Zwangs­
vollstreckung entsprechen. Bei Streitfällen zwischen Staaten, die die 
Jurisdiktion des IGH als obligatorisch anerkannt haben, kann jede 
Streitpartei die andere sofort verklagen. Kommt ein Staat seiner Ver­
pflichtung aus einem Urteil des IGH nicht nach, so kann der Sicher­
heitsrat angerufen werden, um Empfehlungen oder Maßnahmen zu be-
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schließen, mit denen dem Urteil Wirksamkeit verschafft werden soll 
(Art. 94 UN-Charta). Ist jedoch ein ständiges Mitglied des Sicherheits­
rates betroffen, kann dieses durch sein Veto die Maßnahmen blockie­
ren. Das haben die USA in dem eingangs erwähntenUrteil Nicaragua/ 
USA getan. Hier zeigt sich deutlich, daß die Wirksamkeit des Völker­
rechts eben auf anderen Mechanismen als denjenigen beruht, die inner­
staatlichen Zwangsvollstreckungsmaßnahmen vergleichbar sind. So 
wie seine Quellen letztlich alle auf zwischenstaatlicher Vereinbarung 
basieren, so beruht seine Durchsetzung auf ,, freiwilliger Annahme<<. 

4. Einstufung des Kontrollmechanismus des ILO-Statuts 

Die Kontrollmechanismen der ILO stehen zwischen Berichtsverfahren 
und gerichtlichem Verfahren, auch was den Verbindlichkeitsgrad an­
langt. Selbst das mit den UNO-Pakten vergleichbare reine Berichtsver­
fahren nach Art. 22 ILO-Statut endet mit einer Art Sanktion, wenn 
eine einvernehmliche Regelung nicht zustande kommt, nämlich mit 
der Aufnahme in eine Art »schwarze Liste«. Die verschiedenen Be­
schwerdemöglichkeiten können in einer Art Klageverfahren enden, 
wie im vorliegenden Fall. Kommt es dann zur Entscheidung vor dem 
IGH entsprechend Art. 29 ILO-Statut, wäre wohl kaum ein Unter­
schied mehr zum Verbindlichkeitsgrad der Entscheidungen gemäß der 
EMRK festzustellen. Nachdem die Bundesregierung erklärt hat, daß 
sie den IGH nicht anrufen werde, sind die Empfehlungen des Untersu­
chungsausschusses »rechtskräftig« geworden. Im internationalen Kon­
text kann nichts anderes gelten als im innerstaatlichen Bereich - wer 
auf Rechtsmittel verzichtet, führt die Rechtskraft des Urteils herbei. 
Nach dem ILO-Statut könnten jetzt gegen die Bundesrepublik auch 
Sanktionen verhängt werden, die bis zu ihrem Ausschluß reichen wür­
den. 

II. Die Bedeutung der völkerrechtlichen Feststellungen für die 
Wirksamkeit im innerstaatlichen Bereich 

Hat nun dies eindeutig völkerrechtswidrige Verhalten, von dem die 
Empfehlungen des ILO-Untersuchungsausschusses ausgehen, unmit-
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telbare Auswirkungen auf den innerstaatlichen Bereich der Bundesre­
publik? Die im ILO-Statut vorgesehenen völkerrechtlichen Verfahren 
sind sicherlich in der inneren politischen Auseinandersetzung ein 
wichtiges Mittel, um die Praxis der Berufsverbote weiter einzudäm­
men. Die daneben bestehende Frage ist jedoch, ob es Möglichkeiten 
gibt, die Empfehlungen des Sachverständigenausschusses und evt!. ein 
späteres IGH-Urteil6 unmittelbar in die Verwaltungspraxis einzufüh­
ren bzw. sich vor Gericht auf die völkerrechtliche Rechtslage zu beru­
fen . Für den einzelnen Betroffenen ist diese Frage sogar noch bedeu­
tender. 

1. Transformationsmöglichkeiten 

Die Transformation völkerrechtlicher Regeln nach innen ist eine Frage 
des bundesrepublikanischen Verfassungsrechts. Eine direkte Einwir­
kung über Art. 25 GG, der bestimmt, daß die >> allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts« Bestandteil des Bundesrechts sind, wird man hier nicht 
annehmen können. Derartige völkerrechtliche Verträge, um die es sich 
auch beim ILO-Übereinkommen Nr. 111 handelt, werden durch ein 
Zustimmungsgesetz nach Art. 59 Abs . 2 GG in bundesrepublikani­
sches Recht transformiert. Sie erhalten daher die Stellung eines einfa­
chen innerstaatlichen Gesetzes. Man wird den Text des Übereinkom­
mens auch als genügend präzise formuliert bezeichnen können. Es ent­
hält kein gesetzgeberisches Programm oder zumindest nicht in erster 
Linie, sondern ist unmittelbar anwendungsfähig (»Self-Executing«)J 
Diesen Willen des Zustimmungsgesetzgebers wird man auch aus Art. 2 
des ILO-Übereinkommens entnehmen können, der als innerstaatli­
cher Gesetzestext zu lesen ist. Dort ist nicht nur von Parlamentsgeset­
zen zur Verwirklichung der völkerrechtlichen Verpflichtung die Rede 
(das wäre nicht unmittelbar anwendungsfähig), sondern von Abände­
rung »aller Verwaltungsvorschriften oder -gepflogenheiten << (Art. 2c) 
und Befolgung in Bereichen, >> die der unmittelbaren Aufsicht einer 
staatlichen Behörde unterstehen<< (Art. 2d). Insofern sprechen die 
Empfehlungen des ILO-Ausschusses auch von einer Überprüfung der 
»geltenden Maßnahmen<< (Ziff. 584 des ILO-Berichts) . Man geht also 
nicht fehl, wenn man einen gesetzgeberischen Willen annimmt, der 
eine unmittelbare Bindung der Verwaltung anzielt, also eine Anwen­
dungsbefugnis bzw. eine Anwendungsverpflichtung ausspricht .s Mit 
einer derartigen Auslegung würde man das ILO-Übereinkommen in 
diesem Punkt zumindest auf die gleiche Stufe stellen wie die EMRK9 
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und das ILO-Übereinkommen Nr. 87, das das Bundesverfassungsge­
richt als »einfaches innerstaatliches Recht« bezeichnet hat. 10 

2. Mögliche Auswirkungen der »Rad?.,., '·n-Entscheidung « des Bun­
desverfassungsgerichts 

Es stellt sich allerdings die Frage, ob das sogenannte Radikaien-U rteil 
des Bundesverfassungsgerichts von 197511 nicht wie ein später ergange­
nes Abänderungsgesetz bzw. wie ein dem einfachen Gesetz vorgehen­
der und entgegenstehender Verfassungssatz betrachtet werden muß. 
Daß es sich hier um Völkerrechtsverletzungen der Bundesrepublik 
handelt, spielt für die innerstaatliche Rechtswirkung keine Rolle. Diese 
Bindungswirkung des Bundesverfassungsgerichtsurteils gemäß § 31 
Abs. 1 BVerfGG wäre aber nur dann anzunehmen, wenn man das Ur­
teil so eng interpretiert, daß eine Anwendung im Sinne der Empfehlun­
gen nicht mehr möglich wäre. Däubler hat im einzelnen dargelegt, daß 
die in Leitsatz 6 der »Radikalen-Entscheidung<< enthaltene Aussage, 
die politische Treuepflicht gelte für alle Arten von Beamtenverhältnis­
sen und ohne Rücksicht auf die ausgeübte Funktion, als obiter dicta zu 
behandeln sei, somit also nach wie vor für die Verwaltungspraxis und 
den deutschen Richter ein Entscheidungs- bzw. Interpretationsspiel­
raum bleibe. 12 Dieser Meinung schließe ich mich an. Sie wird durch 
eine zusätzliche Überlegung bestärkt. >> Völkerrechtskonforme Inter­
pretation« hat sich an den Maßstäben der Interpretation im völker­
rechtlichen Bereich messen zu lassen. Weder die innerstaatlich herr­
schende Gerichtsauslegung - auch die der obersten Gerichte - noch 
die der herrschenden Lehre ist ausschlaggebend. Das gilt vor allem für 
ein formalisiertes Überprüfungsverfahren, wie es das ILO-Statut fest­
legt, das einem internationalen Gerichtsverfahren, vor allem bei Ein­
schaltung des IGH, gleichgestellt werden kann. Zudem ist hier die Teil­
nahme bundesrepublikanischer Vertreter vorgesehen und hat auch 
stattgefunden. Eine derartige Anwendung der »völkerrechtskonfor­
men Interpretation« 13 ist als »allgemeine Regel des Völkerrechts« 
gemäß Art. 25 GG einzustufen, die unmittelbar in den inneren Rechts­
raum transformiert wird, und zwar als Regel, die den Gesetzen vor­
geht und unmittelbar Rechte und Pflichten für die Bewohner des Bun­
desgebiets erzeugt. So ist sie auch von der Verwaltung bzw. den Ge­
richten anzuwenden. 

Würde man dieser Ansicht nicht folgen und die enge Interpretation 
des Bundesverfassungsgerichtsurteils favorisieren, käme man zu einem 
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grotesken Ergebnis. Um der völkerrechtlichen Verpflichtung des ILO­
Übereinkommens nachzukommen, müßte das Grundgesetz (hier 
Art. 33 Abs. 5 GG) geändert werden, nachdem zuvor ein stiller Verfas­
sungswandel gegenüber der Situation von 1949 durch die Spruchpraxis 
des Bundesverfassungsgerichts stattgefunden hat. 14 Im Wege einer völ­
kerrechtskonformen Interpretation ist also ein Spielraum sowohl für 
die Auffüllung entsprechend dem ILO-Übereinkommen Nr. 111 und 
seiner Präzisierung in den Empfehlungen des Untersuchungsausschus­
ses anzunehmen als auch für eine Verpflichtung der Auffüllung selbst 
mit diesem Inhalt. 

3. Folgen für die Verwaltungspraxis und richterliche Überprüfung 

Damit kommt man zu dem Ergebnis, daß die ganze Berufsverbotspra­
xis sowohl ex tune als auch ex nunc als unmittelbar gesetzeswidrig ein­
zustufen ist. Die zurückliegende Praxis müßte nach den Regeln der 
Aufhebung bestandskräftiger, aber rechtswidriger Verwaltungsakte -
bzw. bei Gerichtsentscheidungen nach den Beseitigungsmöglichkeiten 
für in formeller und materieller Rechtskraft erwachsene Urteile-be­
handelt werden. In die noch laufenden Verfahren könnten die Empfeh­
lungen wie eine innerstaatliche Rechtsnorm eingeführt werden. Unter 
Umständen müßten sie im Verfassungsbeschwerdeverfahren nach Er­
schöpfung des Rechtsweges (vielleicht aber schon vorher, weil »von 
allgemeiner Bedeutung«; vgl. § 90 BVerfGG) vor das Bundesverfas­
sungsgericht gebracht werden. Besonders interessant wäre es zu prü­
fen, ob nicht Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht durch poli­
tische Instanzen in Gang gesetzt werden könnten. In Frage kämen evtl. 
Verfahren gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 6 GG und §§ 63 ff. 
BVerfGG, also insbesondere Organstreitigkeit und abstrakte Normen­
kontrolle, die von Mitgliedern des Bundestages (SPD und/oder Grüne) 
oder einzelnen SPD-Landesregierungen anzustrengen wären. Der pro­
zessuale Erfolg dieser Verfahren steht allerdings auf einem anderen 
Blatt. Immerhin: Es bestehen Möglichkeiten, der allseits beklagten 
Ineffizienz 15 des Völkerrechts entgegenzuwirken- vorausgesetzt, es ge­
bricht nicht an politischem Willen. 
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